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Vorwort

Zu Beginn der Sanierungsmaßnahme
„Leipzig-Kleinzschocher“ befanden sich zwei
Drittel der Wohngebäude in einem äußerst
schlechten Zustand. Kaputte Dächer und
bröckelnde Fassaden prägten das Straßenbild.
Zahlreiche Wohnungen waren unbewohnbar.
Die Bebauungsstruktur des 31 ha großen
Gebietes drohte wegzubrechen. Vor diesem
Hintergrund galt es zunächst, möglichst viele
Wohngebäude vor dem Verfall zu retten. Durch
den konzentrierten Einsatz von Städte- und
Wohnungsbaufördermitteln konnten von 1993
bis Ende 1999 ca. 100 Wohngebäude erneu-
ert werden. Insgesamt sind heute ca. zwei Drit-
tel der Bausubstanz instandgesetzt und moder-
nisiert bzw. gesichert.

Einen Förderschwerpunkt bildet nunmehr die
Aufwertung der öffentlichen Straßen- und Platz-
räume und des privaten Wohnumfeldes. So 
sollen in den Jahren 2000/2001 die 
Gestaltung der Neuen Straße, der Rolf-Axen-
Straße sowie der Ausbau der Altranstädter
Straße und der Dieskaustraße in Etappen
durchgeführt werden. 

Zur Stärkung des lokalen Wohnungsmarktes
und zur Bindung der Bewohner an ihr Quartier
soll das Angebot an wohnungsnahen Spiel-
und Erholungsflächen im Gebiet verbessert 
und erweitert werden. Dieses Anliegen wird
durch die Förderung von Abbruch- und Entsie-
gelungsmaßnahmen in den dicht bebauten
Hofbereichen und durch kostenlose Beratung
zur Freiflächengestaltung unterstützt.
Desweiteren werden Gestattungsverträge zur
Zwischenbegrünung von Brachen mit Eigentü-
mern abgeschlossen, die ihre Grundstücke
momentan nicht bebauen wollen.

Schlüsselvorhaben der Stadterneuerung in
„Leipzig Kleinzschocher“ sind Neuordnung der
Flächen in den Blöcken 21, 22, 28 und 29.
Damit sollen eine nachhaltige Verbesserung
der Wohnumfeldbedingungen für die Bewoh-
ner erreicht und weitere notwendige Investitio-
nen in Blockinnenbereiche (beispielweise
fußläufige Wegeverbindungen) angestoßen
werden.

Die Erneuerung und der Erhalt der Bestands-
gebiete hat im Rahmen der Leipziger Stadter-
neuerungsstrategie „Neue Gründerzeit“ hohe
Priorität. Die Durchführung der Sanierungsmaß-
nahme „Leipzig-Kleinzschocher“ soll einen Bei-
trag dazu leisten, die Gründerzeitquartiere
attraktiver und lebenswerter zu gestalten.

Dr. Engelbert Lütke Daldrup
Beigeordneter für Planung und Bau der Stadt Leipzig
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Der Sanierungszielplan konkretisiert die verbalen Ziele räumlich. Im Zusammen-
hang mit den verbalen Zielen ist er nach Beschlußfassung ausschließlicher Prü-
fungsmaßstab im Rahmen der sanierungsrechtlichen Genehmigung nach § 144
BauGB und ersetzt damit die bisher gültigen Sanierungsziele.
Im Maßnahmenkonzept werden die zur Umsetzung der Sanierungsziele erforder-
lichen Maßnahmen aufgeführt, zeitliche Prioritäten festgelegt und die voraussicht-
lichen Kosten aufgezeigt. 

Das vorliegende Sanierungskonzept wurde mit Beschluß des Stadtrates 
Nr. 125/99 vom 18. 11. 1999 bestätigt. Es ist das Ergebnis der Fortschreibung und 
Konkretisierung der am 14. 09. 1994 vom Stadtrat beschlossenen Sanierungs-
satzung (Beschluß-Nr.: 69/94) für das Sanierungsgebiet „Kleinzschocher“. Die 
Erarbeitung erfolgte inhaltlich und methodisch entlang der „Leitlinien der Stadt-
erneuerung“ (Vorlage-Nr.: 180/98).
Die Leitlinien der Stadtsanierung/Stadterneuerung sind als Programm zur 
Attraktivierung der Leipziger Gründerzeitquartiere zu verstehen. Sie setzen den
inhaltlichen Rahmen für die Sanierungskonzepte, die im Rahmen der Fortschrei-
bung und Konkretisierung der Sanierungsziele erstellt werden und bei der 
sanierungsrechtlichen Genehmigungstätigkeit als Prüfungsmaßstab heranzu-
ziehen sind. Darüber hinaus definieren sie die Ziele der Stadt in bezug auf den
gesamten gründerzeitlichen Gürtel1).
Durch die Übernahme der in den Leitlinien enthaltenen Zielaussagen in das Sanie-
rungskonzept erlangen sie Rechtsverbindlichkeit nach außen.
Die in den „Leitlinien der Stadterneuerung“ unter Punkt 2.5 enthaltenen Zielaus-
sagen gelten unter Berücksichtigung der nachstehenden gebietsspezifischen 
Konkretisierungen als Sanierungsziele für das Sanierungsgebiet „Kleinzschocher“.
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Das Sanierungskonzept gliedert sich in:

- Sanierungsziele;
- Sanierungszielplan sowie

- Maßnahmenkonzept mit Kosten- und Finanzierungsübersicht.

1) Die Leitlinien der Stadtsanierung/Stadterneuerung sind ebenfalls als Broschüre des Dezernat 
Planung und Bau erschienen und können über das Amt für Stadtsanierung und Wohnungsbau-
förderung bezogen werden.

Das Sanierungsgebiet Leipzig-Kleinzschocher liegt ca. 5,5 km südwestlich des
Stadtzentrums von Leipzig. Es hat eine ungefähre Größe von 31 ha. Im Sanie-
rungsgebiet lassen sich drei verschiedene Strukturbereiche unterscheiden: die alte
Ortslage um die Windorfer Straße, den Schloßweg und das Gut (1), der frühe 
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Blick von der Taborkirche, 1993 

nicht dörfliche Anbau um die Dieskaustraße (entstanden ab ca. 1860) (2) und
das Erschließungsgebiet im Anschluß an die Eingemeindung (entstanden ab
1890) westlich der Dieskaustraße sowie entlang der Antonienstraße (3). Der 
Gesamteindruck der alten Ortslage ist heute geprägt von der an der Windorfer
Straße inhomogenen Bebauung mit unterschiedlicher Gebäudestellung und 
Geschossigkeit (ältere Gebäude giebelständig als Hofbebauung, 1–2-geschossig,

neuere Gebäude traufständig, vier- bis fünfgeschossig), die direkt nebeneinan-
derstehen. Am Schloßweg überwiegt der Eindruck der lockeren, geringge-
schossigen Bebauung, die in den östlich angrenzenden Parkbereich übergeht. 
Typisch für die alte Ortslage sind auch die in Ost-West-Richtung die Blöcke que-
renden Fußwege, die sogenannten „Schlippen“, die zwischen der Dieskaustraße 
und dem Schloßweg bzw. der Windorfer Straße verlaufen. Der nicht-dörfliche 
Anbau an das ehemalige Dorf Kleinzschocher entlang der Dieskaustraße ist 
geprägt von der vier- bis fünfgeschossigen, traufständigen Bebauung, die
jedoch, vor allem im südlichen Teil, auch geringer geschossige Gebäude und 
Baulücken umfaßt. Auch hier überwiegt durch die zahlreichen Baulücken und 
die unterschiedlichen Höhen der Eindruck der Inhomogenität. Das bauliche 
Erschließungsgebiet, das nach der Eingemeindung Kleinzschochers 1891 west-
lich der Dieskaustraße sowie entlang der Antonienstraße entstand, ist vom 
Raumeindruck einheitlicher als die zuvor beschriebenen Bereiche. Die Baustile
sind zwar unterschiedlich und reichen vom Jugendstil bis zum Historismus, es 
fehlen jedoch die für die übrigen Bereiche prägenden Unterschiede in der 
Geschossigkeit und der Gebäudestellung sowie größere Baulücken.
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1 Städtebau und Nutzungsstruktur

· Die langfristige Bebauungskonzeption soll sich an den vorhandenen Block-

strukturen orientieren. Dabei muß jedoch die städtebauliche Dichte kritisch 

bewertet werden. Möglichkeiten zu ihrer Reduzierung sind auszuschöpfen.

Dies zum einen mit dem Ziel, den Freiflächenanteil wirksam zu erhöhen, zum 

➔ zu den Bereichen bestandsorientierter Erneuerung im Sanierungszielplan

2.5.1

Auszug
vgl. Leitlinien 

. vgl. Leitlinien Pkt. 2.5.1 - bestandsorientierte Erneuerung

anderen, um Investitionen auf aus städtebaulicher Sicht notwendige Vorha-

ben (Erneuerung der Blockrandbebauung und Schließung von Baulücken zur 

Schaffung ruhiger Blockinnenbereiche) zu konzentrieren. 

Deshalb sind Blockinnenbereiche weitgehend von Bebauung freizuhalten.

S a n i e r u n g s z i e l e
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Ecke Klarastraße/Antonienstraße 11, vor der Sanierung, November 1995 Ecke Klarastraße/Antonienstraße 11, nach der Sanierung, November 1997
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Hirzelstraße, Juli 1998 Windorfer Straße/Altranstädter Straße, November 1998

• In den Blöcken westlich der Dieskaustraße, im nördlichen Teil von Block 28 sowie 

in den Blöcken 10, 11 und 12 ist die vorhandene Bausubstanz z. T. zu sanieren,

einzelne Baulücken sind zu schließen. Die Schließung von Baulücken hat unter

Beachtung der Traufhöhen und Bautiefen der benachbarten Gebäude stattzu-

finden. Die Neubebauung muß sich in den Stadtbildcharakter des umgeben- 

den Bereiches einfügen.

• An geeigneter Stelle (siehe Sanierungszielplan) sollen Baulücken und Brach-

flächen sinnvoll zwischengenutzt werden.

• Die Altbausubstanz ist unter Beachtung der „Leipziger Altbaustandards“ und ent-

sprechend der Anforderungen des Denkmalschutzes zu sanieren. Die Schaffung

zusätzlicher Wohneinheiten durch Dachgeschoßausbau ist grundsätzlich nicht

zulässig (vgl. auch Leitlinien der Stadtsanierung/Stadterneuerung Pkt. 2.5.1

1. Unterpunkt).

• In den Blockinnenbereichen der Blöcke 14, zum Teil 15, 19, 24 sowie 10, 11 und

12 ist die Bebauungsdichte durch Rückbau von Nebengebäuden zu verringern.

Soweit die Hofflächen nicht zur Erschließung benötigt werden, sind sie gärtne-

risch anzulegen. 
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➔ zu den städtebaulichen Neuordnungsbereichen im Sanierungszielplan

· Bei der Neubebauung von Brachflächen (städtebauliche Neuordnungsberei-

che) sollen -wo entsprechende Standortvoraussetzungen gegeben sind- zu-

künftig verstärkt Bauformen verwirklicht werden, die eine Alternative zum tra-

ditionellen Geschoßwohnungsbau darstellen. Dabei sollen Bereiche 

geringerer Dichte und offener Bauweise entwickelt werden (z. B. Stadthäuser, 

Reihenhäuser, in Einzelfällen möglicherweise auch Einfamilienhäuser).
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2.5.1

Auszug
vgl. Leitlinien 

S a n i e r u n g s z i e l e

• vgl. Leitlinien Pkt. 2.5.1 - Entwicklung der städtebaulichen Neuordnungsbereiche

Gießerstraße 96/Ecke Creuziger Straße, vor der Sanierung, 
1992

Gießerstraße 96/Ecke Creuziger Straße, nach der Sanierung, April 1998

• Als Neuordnungsbereiche stellen sich derzeit die Blöcke 16, 21, 22 sowie Teile 

der Blöcke 28, 29, 36 dar.

• Ziel ist die Herstellung einer bedarfsgerechten, zukunftsfähigen städtebaulichen

Dichte und Nutzungsmischung zur Sicherung einer hohen Lebensqualität, Urba-

nität und Identifikation. Es wird eine gemischte Nutzungs- und Stadtstruktur an-

gestrebt, die modernen Anforderungen an Freiraumqualitäten und Wohnan-

sprüchen gerecht wird. Auf die Berücksichtigung von typischen Baustrukturen ist

besonderer Wert zu legen (insbes. im Block 22).
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Altranstädter Straße, April 1995

• Bei der Neubebauung von Brachflächen und ggf. auch von großen Block-

innenbereichen sollen alternative Wohnformen zum traditionellen Geschoß-

wohnungsbau mit geringerer Dichte entwickelt werden (z. B. Stadthäuser, Rei-

henhäuser). Hierfür bietet sich vor allem die künftige Bebauung am Schloßweg

(Block 22) an. 

• Zur Umsetzung der umfangreichen Neubebauung in Block 22 wird die Auf-

stellung eines Bebauungsplanes empfohlen.

• Zur Lösung der vielfältigen sowohl städtebaulichen als auch verkehrlichen 

Probleme in der Umgebung des „Adlers“ wird die Auslobung eines Wettbewer-

bes, dessen Bearbeitungsbereich nur zum Teil im Sanierungsgebiet liegen 

würde, vorgeschlagen. In der Dieskaustraße bis zur Kreuzung Schwartzestraße

ist die Funktion des Bereiches als Nahversorgungszentrum (Zentrum der C-Kate-

gorie) zu stärken. Dazu sollten in den Gebäuden im Erdgeschoß und im 1. OG

Läden und Büroräume generell zulässig sein, in Ausnahmefällen kann auch

eine weitere gewerbliche Nutzung zugelassen werden. Grundsätzlich ist jedoch

die gemischte Struktur zu fördern, so daß dem Ziel der Stadt der kurzen Wege

entsprochen werden kann und die Straßen auch abends noch belebt sind.

• In den übrigen Straßen (außer in der Antonienstraße, auf Grund der hohen 

Vekehrsbelastung) soll eine gewerbliche Nutzung grundsätzlich nur im EG 

zugelassen werden, auch hier können Ausnahmen gestattet werden. Ziel ist die
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2.5.2

Auszug
vgl. Leitlinien 

2 Wohnen und Bevölkerung

· Schutz der ansässigen Bevölkerung vor Verdrängung aus ihrer angestamm-

ten Umgebung; durch die Anwendung altbaugerechter und kostengünstiger 

Standards bei der Instandsetzung und Modernisierung sowie das Erreichen 

geringerer Betriebskosten soll ein ausreichendes Angebot an preisgünstigen 

Wohnungen geschaffen werden, welches der Mehrzahl der Bewohner - 

insbesondere Familien mit Kindern - ein Verbleiben im Gebiet ermöglicht.

· Sozialverträgliche Durchführung der Baumaßnahmen: Dabei sollen auszugs-

willige Bewohner durch Vermittlung adäquater Wohnungsangebote in näch-

ster Nähe zum Verbleib im Gebiet motiviert werden.

Durchgang Schloßweg 17+20, zur Windorfer Straße 41-43, Nov.1995 Durchgang Schloßweg, 1999

gemischte Nutzung, monostrukturierte Bereiche sollen vermieden werden. 

Vergnügungsstätten - wie beispielsweise Spielhallen, Spielcasinos, Automaten-

hallen, Peep-Shows, Bordelle und Nonstop-Kinos mit einschlägigen Filmvor-

führungen – sind auf Grund Ihres milieuschädigenden Charakters im 

Wohngebiet unzulässig.

• Die gegenseitige Rücksichtnahme in den gemischt genutzten Bereichen sollte

Ziel der Anwohner und der Gewerbetreibenden sein. 
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• vgl. Leitlinien Pkt. 2.5.2

Blick von der Schwartzestraße zur Taborkirche, August 1995 Windorfer Straße 76/78, Februar 1998

• Ziel ist die Erhaltung, Stabilisierung und Aufwertung der Wohnfunktion.

• Dazu soll bezüglich der Wohnungsqualität und des Angebotes vorhandener

Wohnraum (bewohnt und leerstehend) altbaugerecht instandgesetzt und 

modernisiert werden. Dabei sollen u. a. auch moderne und umweltschonende

Technologien und Systeme (z. B. Heizung, Energiegewinnung und -einsparung)

zum Einsatz kommen und der Grün- und Freiflächenanteil im direkten räumli-

chen Bezug erhöht werden.

• Wohngeprägte Blockinnenbereiche sollen zukünftig vor allem als der Wohnnut-

zung direkt zugeordnete Freiflächen dienen. Hierzu zählen bis auf den nördli-

chen Teil des Blocks 29 alle Blöcke des Sanierungsgebietes. 

• Bezüglich der Bevölkerungsstruktur in den Sanierungsgebieten sollen vor allem

junge Familien mit Kindern als Zielgruppe angesprochen werden. Hierzu gehört

auch das Angebot eines kindgerechten Spiel- und Freiflächenangebotes. Dane-

ben soll aber auch die Sicherung der angestammten Bevölkerung in ihrer

gewohnten Umgebung z. B. durch stabile Mieten ein Ziel der Sanierung sein.
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3 Arbeiten und Einkaufen

· In den gewerblich geprägten Blockinnenbereichen (ausgewiesen in den

Sanierungszielplänen) sollen die Standorte vorhandener Betriebe gesichert 

und Neuansiedlungen von Gewerbebetrieben, die nach Eigenart und Größe

mit der Wohnnutzung vereinbar sind, unterstützt werden.

· Die Ansiedlung von Büronutzungen soll differenziert zulässig sein, insbeson-

dere in belasteten Lagen (Lärm, Verschattung), in Erdgeschoßzonen und 

Mischlagen.

• vgl. Leitlinien Pkt. 2.5.3

• Wichtiges Ziel der nachhaltigen Stadterneuerung ist die Stabilisierung der loka-

len Wirtschaftsstruktur durch die Stärkung der Eigenpotentiale in den jeweiligen

Quartieren. Damit können Versorgungskapazitäten und Arbeitsplätze in Woh-

nungsnähe gesichert werden. Durch die Stärkung der Eigenpotentiale vor Ort 

und die damit verbundene Kaufkrafterhöhung soll auch die lokale Wirtschafts-

struktur gestärkt werden. 

• Die Versorgungseinrichtungen in der Dieskaustraße sollen durch eine Vielzahl

von Maßnahmen in ihrem Bestand gestärkt werden und damit die Erweite-

rung des Stadtteilzentrums nach Süden gefördert werden. Solche Maßnahmen

sind z. B. die Schaffung von öffentlichen Stellplätzen für Kunden, die Straßen-

2.5.3

Auszug
vgl. Leitlinien 
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Dieskaustraße, vor der Sanierung bzw. Lückenschließung, Oktober 1997 Dieskaustraße 7-19, nach der Sanierung und Neubebauung 
Oktober 1998
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raumgestaltung zur Schaffung eines attraktiven Einkaufsumfeldes, die Sanierung

der Gebäude und die Erarbeitung eines Marketingkonzeptes für das Stadtteil-

zentrum. 

• Gewerbebetriebe, die durch Emissionen die Wohnfunktion stören, sollten in 

Gewerbegebiete ausgelagert werden. Nichtstörende Betriebe sollen in ihrer

Funktion gestärkt werden und damit zu einer gemischten Stadtstruktur und kur-

zen Wegen beitragen. Büronutzungen sollen bedingt, vor allem in belasteten

Lagen wie Erdgeschoßzonen in der Altranstädter-/Windorfer Straße und der

Antonienstraße angesiedelt werden. Die gemischte Baustruktur stärkt die Poten-

tiale von Kleinzschocher und trägt durch die mögliche räumliche Nähe von 

Wohnort und Arbeitsplatz zur stärkeren Identifikation der Bewohner mit dem 

Sanierungsgebiet bei.

4 Soziokulturelle Infrastruktur

2.5.4

Auszug
vgl. Leitlinien 

· Da die finanziellen Möglichkeiten der öffentlichen Hand beim Ausbau der 

klassischen sozialen Infrastruktur begrenzt sind, gewinnt das Engagement pri-

vater Initiativen, Vereine und Verbände im soziokulturellen Bereich auch unter 

dem Aspekt der Schaffung neuer Arbeitsplätze zunehmend an Bedeutung 

Dieskaustraße, vor der Sanierung, August 1995 Dieskaustraße 59/61, nach der Sanierung 1999
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• Da die Qualität der sozialen Infrastruktur oft ein entscheidendes Kriterium für die

Standortwahl sein kann, ist diese zukunfts- und zielgruppenorientiert zu ent-

wickeln. Dabei sollen knappe finanzielle Ressourcen durch die Mitarbeit von Ver-

einen, Initiativen u. ä. unterstützt werden, weiterhin soll damit auch das eigene

Engagement der Bewohner gefordert sein, so daß Identifikaktionsprozesse in

Gang gesetzt werden können.

• Das Infrastrukturangebot im sozialen Bereich ist für Kinder, Jugendliche und 

ältere Menschen zu verbessern. Zum einen sind bedarfsgerechte Betreuungsein-

richtungen zu sichern und auf der anderen Seite sind ansprechende Freizeitan-

gebote für die unterschiedlichen Altersgruppen erforderlich, um auch so die 

Wohn- und Wohnumfeldqualität zu erhöhen. Aufgrund der Altersstruktur von

Kleinzschocher würde sich vor allem die Einrichtung eines Seniorentreffs anbie-

ten. Multifunktional nutzbare Einrichtungen erhöhen die Auslastung und können

einen generationenübergreifenden Kontakt ermöglichen. Innerhalb des Berufs-

schulgebäudes in der Dieskaustraße/Gießerstraße im Block 20 bestünde u. U.

je nach zukünftiger Nutzung die Möglichkeit zur Einrichtung einen solchen Treffs.
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S a n i e r u n g s z i e l e

2.5.4

Auszug
vgl. Leitlinien 

und soll dementsprechend befördert werden. Konkret bedeutet das:

- Ideelle und finanzielle Förderung und Beratung kultureller und sozialer 

Initiativen (z. B. Hilfe beim Umgang mit Behörden, Hilfe bei der Raumsu-

che beispielsweise Sicherung freiwerdender Schul- und Kitagebäude für

soziale und Freizeit-Nutzungen),

- Übertragung dem Gemeinwohl dienender Aufgaben mit Quartiersbe-
zug (z. B. soziales Monitoring) und quartiersnaher Dienstleistungen (z. B. 

Bewohnerversammlungen, Organisation von Veranstaltungen, Betreu-

ung von Kindern, Senioren und Randgruppen, etc.) mit dem Zweck, die

Bewohner für eine aktive Mitwirkung an der Erneuerung ihres Quartiers 

zu motivieren, zur Selbsthilfe zu befähigen und damit an die Stelle von

Desinteresse eine positive Identifikation mit ihrem Quartier zu setzen. 

· Die Arbeit der unterschiedlichen Institutionen, Vereine, Verbände, Initiativen

und sonstigen Träger soll koordiniert und miteinander verknüpft werden.

• vgl. Leitlinien Pkt. 2.5.4



5 Wohnumfeld, Grün- und Freiflächen

2.5.5

Auszug
vgl. Leitlinien 

Ziel ist die Aufwertung des Wohnumfeldes durch Maßnahmen der Frei-

raumgestaltung sowohl hinsichtlich der Nutzbarkeit durch die Bewohner als 

auch der stadtökologischen Funktionen. Insgesamt soll eine absolute Erwei-

terung des Anteils stadtökologisch wirksamer Grün- und Freiflächen und 

die Vernetzung der Potentiale erreicht werden. Überörtliche Grünzüge 

sollen dabei in ihrer Funktion gestärkt werden.

➔ zum öffentlichen Raum im Sanierungszielplan

• Zur Aufwertung der stadtökologischen Situation und des Wohnumfeldes für die

Bewohner und Besucher eines Quartiers ist die Grün- und Freiflächensituation 

im privaten und öffentlichen Bereich zu verbessern, indem der Grün- und Frei-

flächenanteil erhöht und die Flächen vernetzt werden.

5.1 Öffentliches Raumsystem 

• vgl. Leitlinien Pkt. 2.5.5 

• Im öffentlichen Raum sollen vor allem Straßen, Plätze und Grünflächen aufge-

wertet und neu gestaltet werden, dabei sind typische Gestaltungsweisen zu 

bewahren oder wieder aufzunehmen. 

13

Platz an der Klingenstraße, März 1998 Martinsplatz, Februar 1998
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2.5.5

Auszug
vgl. Leitlinien 

5.3Private Freiflächen in den Blockinnenbereichen

Wohngeprägte Blockinnenbereiche: 

· Überwiegende Entsiegelung der grundstücksbezogenen Freiflächen durch

weitgehenden Abriß von Neben- und Hintergebäuden und Rückbau nicht 

erhaltenswerter und ungenutzter Flächenbefestigungen.

· Verbesserung der Aufenthaltsqualität durch Begrünung (auch Dach- und 

Fassadenbegrünung), Einrichtung von Kommunikations- und Ruhezonen,

Anlage von Mietergärten und Schaffung von Spielplätzen.

· Die Schaffung gemeinschaftlich nutzbarer, grundstücksübergreifender 

Aufenthaltsbereiche wird unterstützt.

· Die ebenerdige Unterbringung von Stellplätzen im wohngeprägten Blockinnen-

5.2 Halböffentliche Freiflächen/Übergangszonen 

• vgl. Leitlinien Pkt. 2.5.5

• Auf Grund begrenzter Verfügbarkeit und Neuschaffungsmöglichkeiten öffentli-

cher Freiräume sollen auch private Freiräume im Sinne halböffentlicher 

Räume erlebbar oder sogar nutzbar gemacht werden. Hier wird vor allem auch

die Zwischennutzung von Brachen und die Mehrfachnutzung z. B. von Schul-

höfen, z. B. der der Berufsschule, die entsiegelt und begrünt werden sollen, 

angestrebt.
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Neugestaltung Ecke Windorfer Straße/Altranstädter Straße, Februar 1998 Windorfer Straße, diese Baulücke wird als Grün-
fläche zwischengenutzt, Dezember 1998
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bereich ist grundsätzlich nicht gestattet. In begründeten Einzelfällen (z. B.

Behindertenparkplätze, überdurchschnittlich große Grundstücke) kann eine 

Genehmigung erteilt werden, wenn Konflikte mit der Freizeit- und Erholungs-

nutzung ausgeschlossen sind sowie ökologisch und gestalterisch wirksame 

Begrünungsmaßnahmen an den Stellflächen vorgenommen werden. 

Die Befestigung der Stellplätze muß mit einem versickerungsfähigen

Material ausgeführt werden. Tiefgaragen müssen mit einer für die

Regenwasserretention wirksamen Mutterbodenschicht überdeckt werden. 

Die Anordnung von Stellplätzen in Vorgartenbereichen ist grundsätzlich 

nicht zulässig.

· Erhaltung bzw. maßvoller Neubau gewerblicher Bauten, sofern sie zur Funk-

tionsfähigkeit von Gewerbebetrieben notwendig und mit der umgebenden

Wohnnutzung vereinbar sind. Dazu gehört im Bereich der Stadtteilzentren 

auch die Erweiterung von Verkaufsflächen in die Blockinnenbereiche hinein.

Bei Neubauten müssen ökologisch und gestalterisch wirksame Begrünungs-

maßnahmen ergriffen werden (Dach- und Fassadenbegrünung).

• In den gewerblich geprägten Bereichen sind begrenzt Stellplätze zulässig,

wenn sie mit der gewerblichen Nutzung in Zusammenhang stehen. 

(Es gelten folgende Prioritäten: 1. Stellplätze für Fahrzeuge, die zur 

Ausübung des jeweiligen Gewerbes benötigt werden, 2. Kundenstellplätze, 

3. Beschäftigtenstellplätze.)

• Auch in den gewerblich geprägten Bereichen ist ein Mindestmaß an 

Kommunikations- und Ruhezonen und Spielmöglichkeiten zu schaffen.

• vgl. Leitlinien Pkt. 2.5.5

• Die von Wohnnutzung geprägten Blockinnenbereiche sollen weitestgehend ent-

kernt, entsiegelt und begrünt werden, so daß vielfältig nutzbare Freiflächen für

die Bewohner entstehen, teilweise können auch grundstücksübergreifende

Gemeinschaftsbereiche angelegt werden.

• Die Anordnung oberirdischer Stellplätze in den Blockinnenbereichen wird 

grundsätzlich abgelehnt, ebenso der Neu- oder Ausbau von Wohngebäuden. 

Ausnahmen können ggf. in großen Blöcken zugelassen werden.

• In den Blöcken 10, 12, 15, 16, 21, 27, 28 und 36 sollten Teile der einzelnen pri-

vaten Grundstücke für eine Nutzung als gemeinschaftliche Grünfläche 
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• Die vorhandenen öffentlichen Grünflächen sind zu pflegen und um weitere 

Flächen zu ergänzen. Möglichkeiten hierfür bieten sich z. B. im Bereich größerer 

Baulücken und auf dem Schulhof in der Dieskaustraße.

• Der vorhandene Baum- und Gehölzbestand, insbesondere die Naturdenk-

mäler, ist zu erhalten und zu pflegen. Sind Rodungsmaßnahmen unumgäng-

lich, ist für Ersatz, ggf. auch an anderer Stelle, zu sorgen. Ergänzende Pflanzun-

gen auf privaten und öffentlichen Flächen sollen zur Attraktivierung des Wohn-

umfeldes und zur gestalterischen Aufwertung des Stadtbildes vorgenommen

werden.

• Die für die Zwischennutzung „Wiese oder Grünfläche“ vorgesehenen Flächen

sind durch nicht aufwendige Maßnahmen zu gestalten, wie z. B. die Rasenan-

saat und das Pflanzen von einzelnen Bäumen und Sträuchern.

gewonnen werden (ggf. privatrechtliche Verträge erforderlich), die als Spielfläche 

und Kommunikationsbereich dienen kann.

• Die teilweise noch vorhandenen Vorgärten in der Klarastraße, der Antonien-

straße (zwischen Klarastraße und Altranstädter Straße) und in der nördlichen

Windorfer Straße sind zu erhalten bzw. wiederherzustellen. Bereits überbaute 

Bereiche sollen wieder entsiegelt werden und nach dem Vorbild der alten Vor-

gärten neu angelegt werden. 
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Schloßweg, August 1999 Innenhof, Gießerstraße 79/81, Juni 1998
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2.5.6

Auszug
vgl. Leitlinien 

• vgl. Leitlinien Pkt. 2.5.6 

➔ zum öffentlichen Raum im Sanierungszielplan

6 Verkehr

6.1 Straßenhauptnetz

Die Hauptverkehrsstraßen sollen in ihrer Funktion als Geschäftsstraßen auf-

gewertet und mit den umliegenden Wohnquartieren verknüpft werden. 

Durch klare Zuordnung der Bereiche Auto-, Rad- und Fußgängerverkehr soll die 

Sicherheit erhöht werden.

Dazu werden die folgenden Ziele verfolgt:

• Aufwertung als Aufenthaltsbereiche für Fußgänger, Schaffung von Querungs-

möglichkeiten,

• Einordnung von Radwegen und Fahrradstellplätzen,

•• Schaffung von Haltestelleninseln oder anderen geeigneten Haltestellenberei-

chen (z. B. „Zeitinseln“) und überdachten Wartebereichen für die Benutzer 

öffentlicher Verkehrsmittel, Verbesserung der Zugänglichkeit von Haltestellen,

•• Straßenraumbegrünung und geeignete -möblierung.

Die Gestaltung der Straßenräume ergibt sich zum einen aus den Ansprüchen,

die aus den Nutzungen des Straßenumfelds erwachsen, zum anderen aus der

verkehrlichen Bedeutung im Straßenhauptnetz. 

Von besonderer Dringlichkeit ist die Ordnung des Verkehrs im Bereich der 

Stadtteilzentren. Hier ist neben der Verbesserung der Erreichbarkeit durch

Fußgänger, Radfahrer und Nutzer öffentlicher Verkehrsmittel auch die Schaffung 

von Parkierungsmöglichkeiten für Kunden notwendig. Dabei muß allerdings ein 

ausreichendes Parkraumangebot für Bewohner gesichert werden.

• Die Reduzierung, Ordnung und verträgliche Abwicklung des Individualverkehrs

in den Neuordnungsgebieten stellt eine wichtige Zielvorgabe der Leitlinien der

Stadtsanierung/Stadterneuerung dar. Damit kann die Wohnumfeldqualität 

immens erhöht werden, zusammen mit Maßnahmen zur Verbesserung der 

Verkehrssituation für benachteiligte Verkehrsteilnehmer wie Radfahrer,

Kinder, ältere Menschen und Behinderte sowie zur Attraktivierung des ÖPNV.

• Die Hauptverkehrsstraßen sollen als Geschäftsstraßen in ihrer Funktion gestärkt

und aufgewertet werden, die Sicherheit insbesondere für den Fußgänger- und
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6.3 Ruhender Verkehr

• vgl. Leitlinien Pkt. 2.5.6 

• Der ruhende Verkehr soll in Tiefgaragen (bei Neubauten) sowie in verträglichem

Maße im Straßenraum untergebracht werden. Die Parkraumbewirtschaftung 

sollte das Anwohnerparken bevorrechtigen sowie Kurzzeitparken in den 

Geschäftslagen sichern. Der wachsenden Motorisierung und dem damit 

verbundenen höheren Parkdruck sollte durch die Sicherung von Flächen für 

Quartiersgaragen Rechnung getragen werden. Baulücken und Brach-

flächen können im Sinne einer „Zwischennutzung“ als Parkplatz genutzt werden.

Sie sind entsprechend zu gestalten (Belag, ggf. Begrünung). 

• Die zu erwartende erhöhte Nachfrage nach Stellplätzen durch Neubau, Besei-

tigung von Leerständen etc. und die damit verbundene Einschränkung der

Aufenthaltsqualität im öffentlichen Raum muß durch entsprechende 

Bedarfsplanungen und Ordnungsmaßnahmen zur verträglichen Unterbringung

des ruhenden Verkehrs bewältigt werden. Dazu zählt die Unterbringung auf zwi-

schenzeitlich nutzbaren ebenerdigen Parkplätzen und die mittel- bis lang-

6.2 Nebenstraßennetz

• vgl. Leitlinien Pkt. 2.5.6 

• Zur verträglichen Abwicklung des Verkehrs soll dieser auf den beiden Achsen

Dieskaustraße (Schwerpunkt Straßenbahn) und Windorfer Straße (Schwerpunkt

motorisierter Verkehr) gebündelt werden. In den übrigen Straßen sollen ver-

kehrsberuhigende Maßnahmen wie die Einführung von Tempo-30-Zonen und 

weitergehende Verkehrsberuhigung zur Umfeldverbesserung beitragen. 

• Die Klarastraße wurde bereits 1999 neu gestaltet. Im Jahr 2000 erhält die 

Neue Straße ein besseres Aussehen. Desweiteren ist vorgesehen, die Rolf-Axen-

Straße sowie die Altranstädter- und Windorfer Straße in den nächsten Jahren

umzugestalten.
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Radverkehr und ÖPNV soll erhöht werden. Wichtig ist auch die gestalterische 

Aufwertung dieser Bereiche durch Straßenumbau, Verkehrsberuhigung und 

Begrünung.

• Die Querungsmöglichkeiten für Fußgänger entlang der Hauptverkehrsstraße 

sind zu verbessern, vor allem an der Dieskaustraße und der Windorfer Straße.
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fristige Sicherung von Flächen für Quartiersgaragen, weiterhin die Umsetzung

von Parkraumbewirtschaftungskonzepten sowie die Öffentlichkeitsarbeit zur 

Reduzierung der PKW-Zahlen. Ziel ist das Umsteigen vom MIV auf öffentliche

Verkehrsmittel und die anderen umweltverträglichen Fortbewegungs-

möglichkeiten, so daß die Stadt der kurzen Wege attraktiv wird.

• Dem Fußgänger- und Radverkehr ist durch die Anlage sicherer Wegeverbin-

dungen Rechnung zu tragen. Dazu zählt auch der Erhalt der historischen Wege-

verbindungen (Schlippen) zwischen Dieskaustraße und Windorfer Straße und 

zwischen Windorfer Straße und Schloßweg. Neue Schlippen sollen das beste-

hende Wegenetz ergänzen, so in Block 22 (Windorfer Straße 17), in Block 28 

(im Zuge des Neubauvorhabens Dieskaustraße 53-57) und im Block 36 (nörd-

lich der Dieskaustraße 83).

• Bislang unübersichtliche Kreuzungen und Einmündungen sollen fußgängerge-

recht (auch behindertengerecht) umgestaltet und ggf. durch Lichtsignalanlagen 

gesichert werden. 

6.4 Fußgänger und Radfahrer

• vgl. Leitlinien Pkt. 2.5.6 

Hirzelstraße, im April 1999, hier werden Parkplätze neu gestaltet Gießerstraße 77/Creuzigerstraße10, April 1999, hier entsteht ein befestigter und neugestalteter
Parkplatz 
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2.5.7

Auszug
vgl. Leitlinien 

• vgl. Leitlinien Punkt. 2.5.7

7 Umweltschutz und technische Infrastruktur 

Die ökologische Stadterneuerung als Ziel der Sanierung wird neben der Ver-
größerung des Grünanteils wesentlich durch die Verringerung von Emissionen
und den Immissionsschutz in gefährdeten Bereichen gewährleistet.
• Im Zuge von Modernisierungsmaßnahmen sind Einzelraumheizungen durch 

moderne Zentralheizanlagen zu ersetzen. Der Einsatz von festen Brennstoffen 
und Elektroenergie ist nicht gestattet. Bei Einsatz flüssiger Brennstoffe dürfen
nur Anlagen verwendet werden, die in ihren Emissionswerten modernen 
Gasheizanlagen entsprechen. Die Stadt wird durch Beratung der Vorhaben-
träger darauf hinwirken, daß die Energieträger Fernwärme bzw. Erdgas ent-
sprechend der im Flächennutzungsplan ausgewiesenen, aktualisierten Ener-
gieträgervorranggebiete zur Anwendung kommen.

• Dem Vorhabenträger wird empfohlen, die Angebote der Anbieter für 
Fernwärme oder Gas zu Anschlußmöglichkeiten in Anspruch zu nehmen.

• Ökologisch orientierte Einzelvorhaben zur Nutzung der Solarenergie, zur 
Energie- und Wassereinsparung, zur Regenwasserrückhaltung und
Regenwassernutzung und zur Abfallvermeidung werden bei der Vergabe von
Fördermitteln zur baulichen Erneuerung bevorzugt berücksichtigt.

• Die Abfallbewirtschaftung in den Sanierungsgebieten ist im Sinne einer hohen
Wiederverwertung zu verbessern. Eine besondere Bedeutung kommt dabei
der Aufarbeitung und Wiederverwertung von Bauteilen und anderen 
Materialien zu.

• Altlastenverdächtige Flächen sind vom Verursacher bzw. Eigentümer zu unter-
suchen und gegebenenfalls zu sanieren. 

• Die stadttechnischen Netze und Anlagen sollen durch die Versorgungsunter-
nehmen in möglichst koordinierter Form saniert werden, um die Versorgungs-
sicherheit im Bestand und die Anschlußsicherheit für Neubauten zu
gewährleisten. 

• Ein weiteres Sanierungsziel ist die ökologische Stadterneuerung mit einem er-
höhten Grün- und Freiflächenanteil und weniger Immissionsbelastungen. Daher 
sind bei Modernisierungs- und Neubaumaßnahmen vor allem im Heizungsbe-
reich Erdgas und Fernwärme einzusetzen, feste Brennstoffe und Elektroheizun-
gen sind nicht erlaubt, flüssige nur insoweit, wie sie in ihren Emissionswerten 
modernen Gasheizungsanlagen entsprechen.

• Der Einsatz erneuerbarer Energien wird besonders gefördert, ebenso Maß-
nahmen zur Einsparung von Energie und Wasser und zur Vermeidung von Ab-
fällen. Altlastenverdachtsflächen sind im Zuge von weiteren Planungen wie Be-
bauungsplänen zu untersuchen und ggf. zu sanieren.
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